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THEMEN IN DIESER AUSGABE:

Erleichterter Verlustabzug 
bei Ferienhäusern

Verluste aus der Vermietung eines Ferien
hauses können selbst dann steuermin-
dernd berücksichtigt werden, wenn kein 
Überschuss der Einnahmen über die Wer-
bungskosten zu erwarten ist. Dies hat das 
Finanzgericht Köln auch für den Fall an-
genommen, dass der Eigentümer sich eine 
Eigennutzung zunächst vorbehält und erst 
später ausschließt.
Ein Ehepaar hatte 1999 ein Ferienhaus er-
worben und hierfür einen Gästevermitt-
lungsvertrag über zehn Jahre abgeschlos-
sen. Zu der Zeit wollte das Ehepaar für 
maximal vier Wochen im Jahr das Ferien-
haus selbst nutzen. Erst ein Jahr später 
verzichteten sie auf die Selbstnutzungs-
möglichkeit. Im Übrigen entsprachen die 
tatsächlichen Vermietungstage den ortsüb-
lichen Tagen.
Das Finanzamt versagte den Verlustabzug, 
da innerhalb des 30 jährigen Prognosezeit-
raums nicht mit einem Gewinn zu rechnen 
sei. Dem folgte das Gericht nicht. Ein unein-
geschränkter Verlustabzug ist auch ohne 
Überschussprognose möglich, wenn eine 
Eigennutzung ausgeschlossen ist und die 
tatsächlichen Vermietungstage die ortsüb-
liche Vermietungszeit nicht erheblich unter-
schreiten. Denn in diesem Fall sei typisie-
rend von einer Absicht des Steuerpflichtigen 
auszugehen, einen Einnahmeüberschuss zu 
erwirtschaften. Diese gelte auch, wenn eine 
ursprünglich vereinbarte Eigennutzung 
nachträglich aufgehoben wird.
FG Köln, Urt. v. 17.12.2015,  
10 K 2322/13, (rkr.), EFG 2016, S. 381

Schenkungsteuer: Vom 
Nießbraucher übernom­
mene Tilgungs- und Zins­
leistungen mindern den 
Wert des Nießbrauchs

Nach dem Grundtatbestand der Schen-
kungsteuer gilt als Schenkung unter Le-
benden jede freigebige Zuwendung, so-
weit der Bedachte (Beschenkte) durch sie 
auf Kosten des Zuwendenden (Schenkers) 
bereichert wird. Bereichert wird der Be-
schenkte nur insoweit, als der Wert der 
ihm zugewendeten Gegenstände den Wert 
einer zu übernehmenden Gegenleistung 
(z. B. Nießbrauchsbelastung) übersteigt.

Das Finanzgericht Münster hatte folgen-
den Fall zu entscheiden: Eltern über-
trugen auf ihren Sohn Grundbesitz. Als 
Gegenleistung behielten sie sich einen 
lebenslangen Nießbrauch an einem der 
Grundstücke vor, wobei sie aber weiter-
hin die Tilgungs- und Zinsleistungen 
bezüglich der auf diesem Grundstück las-
tenden Verbindlichkeiten übernahmen. 
Bei der Festsetzung der Schenkungsteuer 
zog das Finanzamt vom Wert des Grund-
stücks den kapitalisierten Jahreswert des 
Nießbrauchs ab, minderte diesen Jahres
wert jedoch um den Wert der von den  
Eltern übernommenen Zinsleistungen.
Das Finanzgericht folgte dieser Auffas-
sung und entschied, dass bei der Wert
ermittlung des Nießbrauchs die vom Nieß-
braucher übernommenen Verpflichtungen 
mindernd zu berücksichtigen sind.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.
FG Münster,  
Urt. v. 26.11.2015,  
3 K 2711/13,  
(Rev. eingel., Az. BFH: II R 4/16)

Kosten der Ehescheidung 
sind weiterhin steuerlich 
absetzbar

Das Finanzamt lehnte die Anerkennung 
der Scheidungskosten als außergewöhn-
liche Belastung ab und verwies auf die 
Neuregelung ab 2013 im Einkommensteu-
ergesetz, wonach Prozesskosten in der Re-
gel keine solchen Belastungen darstellen. 
Das Finanzgericht Köln befand hingegen, 
dass Rechtsanwalts- und Gerichtsgebüh-
ren in einem Scheidungsverfahren nicht 
unter den Begriff Prozesskosten fallen. 
Dies zeige sich aus der für Scheidungsver-
fahren geltenden Verfahrensordnung und 
aus der Grundlage der Neuregelung zum 
Abzugsverbot von Prozesskosten.
Unter diesem Gesichtspunkt hat das Fi-
nanzgericht entschieden, die Scheidungs-
kosten anzuerkennen. Die Revision zum 
Bundesfinanzhof ist zugelassen.
Insoweit ist möglicherweise noch mit ei-
ner Anrufung des Bundesfinanzhofs zu 
rechnen.
§ 33 Abs. 2 Satz 4 EStG
FG Köln, Urt. v. 13.01.2016, 14 K 1861/15

Nr. 3 | 2016

1 |	� Erleichterter Verlustabzug  
bei Ferienhäusern

1 |	� Schenkungsteuer: Vom Nießbrau-
cher übernommene Tilgungs- 
und Zinsleistungen mindern den 
Wert des Nießbrauchs

1 |	� Kosten der Ehescheidung sind 
weiterhin steuerlich absetzbar

2 |	� Untergang von Verlustvorträgen 
bei vorweggenommener Erbfolge

2 |	� Vereinbarkeit der Pauschal
besteuerung von Erträgen  
aus Investmentfonds mit dem 
Unionsrecht

2 |	� Personengesellschaft kann  
umsatzsteuerlich Organgesell-
schaft sein

2 |	� Vorsteuerabzugsberechtigung für 
eine geschäftsführende Holding

2 |	� Aufwendungen durch Verfallen-
lassen von Aktienoptionen  
führen zu berücksichtigungs
fähigen Verlusten

3 |	� Verdeckte Einlage eines GmbH-
Anteils ist keine Schenkung an 
die GmbH

3 |	� Abfindungen können auch  
bei Auszahlung in zwei Veran
lagungszeiträumen steuerbe
günstigt sein

3 |	� Verbilligte Parkplatzüberlassung 
an Arbeitnehmer ist umsatz
steuerpflichtig

3 |	� Update der BMF-Arbeitshilfe 
zur Kaufpreisaufteilung für ein 
bebautes Grundstück 

3 |	� Berücksichtigung von Steuer-
schulden des Erblassers als 
Nachlassverbindlichkeiten

3 |	� Nicht umsatzsteuerbare Ge-
schäftsveräußerung im Ganzen 
bei Grundstücksübertragung

4 |	� Veranstaltung von Golfturnie-
ren kann als Betriebsausgabe 
abzugsfähig sein

4 |	� Zinszahlungen eines ehemaligen 
Gesellschafters einer vermögens-
verwaltenden Grundstücksge-
sellschaft sind nachträglich als 
Werbungskosten aus Vermietung 
und Verpachtung abzugsfähig

4 |	� Ehrenamt im Umsatzsteuerrecht



Untergang von Verlustvor­
trägen bei vorweggenom­
mener Erbfolge

Körperschaftsteuerliche Verlustvorträge 
entfallen auch dann, wenn Anteile im 
Wege einer vorweggenommenen Erbfolge 
übergehen. Nach dem Wortlaut der ge-
setzlichen Vorschrift ist der Verlustabzug 
vollständig ausgeschlossen, wenn inner-
halb von fünf Jahren mehr als 50 % des 
gezeichneten Kapitals auf einen Erwerber 
übergehen. Das gilt auch für eine Übertra-
gung im Wege einer vorweggenommenen 
Erbfolge. Die Vorschrift ist so auszulegen, 
dass nur Erwerbe durch Erbfall oder Erb
auseinandersetzungen begünstigt sind.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.
§ 8c KStG
FG Münster, Urt. v. 04.11.2015,  
9 K 3478/13, (Rev. eingel.,  
Az. BFH: I R 6/16), EFG 2016, S. 412

Vereinbarkeit der Pau­
schalbesteuerung von 
Erträgen aus Investment­
fonds mit dem Unions­
recht

Die Besteuerung von Kapitalerträgen aus in- 
und ausländischen Investmentfonds basiert 
auf den gesetzlich vorgegebenen zu veröf-
fentlichenden Pflichtangaben der Fonds. 
Werden solche Pflichtangaben nicht ver-
öffentlicht, sind die Einkünfte pauschal zu 
ermitteln. Diese pauschale Ermittlung der 
Einkünfte kann vermieden werden, wenn 
der Anleger die notwendigen Angaben 
selbst ermittelt. Grundlage hierfür ist ein 
Urteil des Gerichtshofs der Europäischen 
Union. Der Bundesfinanzhof hat festgestellt, 
dass dieses Verfahren grundsätzlich für in 
Deutschland ansässige Anleger Anwen-
dung findet, und zwar sowohl für Investi-
tionen in Investmentfonds mit Sitz im EU-/
EWR-Ausland als auch in einem Drittstaat.
§ 5 Abs. 1 InvStG
§ 6 InvStG
EuGH, Urt. v. 09.10.2014, C 326/12,  
DStRE 2014, S. 1318
BFH, Urt. v. 17.11.2015, VIII R 27/12,  
BFH/NV 2016, S. 467

Personengesellschaft 
kann umsatzsteuerlich 
Organgesellschaft sein

Ist eine juristische Person (z. B. GmbH) 
f inanziel l, organisator isch und wirt-
schaftlich in ein anderes Unternehmen 
eingegliedert, ist sie selber nicht Unter-
nehmerin (sog. Organgesellschaft); ihre 

Umsätze werden dem Unternehmen, in 
das sie eingegliedert ist (sog. Organträ-
ger), zugerechnet. Umsätze zwischen 
Organträger und Organgesellschaft un-
terliegen als sog. Innenumsätze nicht der 
Umsatzsteuer.
Der Bundesf inanzhof erweiter t auf-
grund unionsrechtlicher Vorgaben den 
Kreis möglicher Organgesellschaften in 
bestimmten Fällen auf Personengesell
schaften. Wann eine Personengesel l-
schaft Organgesellschaft sein kann, ist 
zwar noch nicht endgültig geklärt. Sie 
ist aber jedenfalls dann finanziell in ein 
anderes Unternehmen eingegliedert mit 
der möglichen Folge einer umsatzsteuer-
lichen Organschaft, wenn an der Perso-
nengesellschaft neben dem Organträger 
nur Personen beteiligt sind, die ebenfalls 
in das Unternehmen des Organträgers fi-
nanziell eingegliedert sind.
Die Änderung der Rechtsprechung hat er-
hebliche Auswirkungen insbesondere auf 
die sog. typische Ein-Personen GmbH & 
Co. KG.
Beispiel:
A ist al leiniger Kommanditist der A 
GmbH & Co. KG. Außerdem ist er alleini-
ger Gesellschafter und Geschäftsführer 
der Komplementär-GmbH, die nicht am 
Vermögen der KG beteiligt ist. A vermie-
tet an die KG das Grundstück, auf dem 
diese ihren Betrieb unterhält.
A ist als Vermieter Unternehmer. Die KG 
ist in das Vermietungsunternehmen des A 
finanziell eingegliedert, da dieser zu 100 % 
an der KG und der A GmbH beteiligt ist. 
Die KG ist organisatorisch eingegliedert, 
da A sowohl im Vermietungsunternehmen 
als auch als Geschäftsführer der Kom-
plementär-GmbH in der KG das tägliche 
Geschäft beherrscht. Die wirtschaftliche 
Eingliederung ergibt sich daraus, dass A 
der KG das Grundstück überlässt. A hat 
als Organträger die Umsätze der KG als Or-
gangesellschaft zu versteuern, ihm steht 
allerdings auch die Vorsteuer der KG zu.
Es bleibt abzuwarten, wie die Finanzver-
waltung auf die Rechtsprechungsände-
rung reagiert, insbesondere in welchem 
Umfang sie Übergangsregelungen schafft.
BFH, Urt. v. 02.12.2015, V R 25/13,  
BFH/NV 2016, S. 500

Vorsteuerabzugsberechti­
gung für eine geschäfts­
führende Holding

Ist eine Holdinggesellschaft geschäftslei-
tend für ihre Tochtergesellschaften tätig, 
steht ihr insoweit der volle Vorsteuerab-
zug aus bezogenen Leistungen für ihr 
Unternehmen zu. Die Teilnahme an der 
Verwaltung von Tochtergesellschaften ist 
als Ausübung einer wirtschaftlichen Tä-
tigkeit zu beurteilen. Es kann sich um ad-
ministrative, finanzielle, kaufmännische 

oder auch technische Tätigkeiten han-
deln. Durch diese Betrachtung sind selbst 
Umsatzsteuerbeträge für Aufwendungen 
im Zusammenhang mit dem oder zum Er-
werb solcher Beteiligungen als Vorsteuer 
abzugsfähig.
Aufgrund gleichzeitig vorliegender wirt-
schaftlicher, organisatorischer und finan-
zieller Eingliederung von Tochterkapital-
gesellschaften in die Holding kann ein 
Organschaftsverhältnis vorliegen. Auch 
eine GmbH & Co. KG ist in diesem Zu-
sammenhang als Kapitalgesellschaft zu 
behandeln und umsatzsteuerrechtlich in 
den Organkreis einzubeziehen.
Wird die geschäftsleitende Tätigkeit der 
Holdinggesellschaft nur bei einem Teil 
ihrer Beteiligungsgesellschaften ausge-
übt, ist bezüglich allgemeiner Kosten der 
Holding eine Aufteilung der Vorsteuerbe-
träge in abzugsfähige und nicht abzugs-
fähige Beträge vorzunehmen.
Die vorstehenden Grundsätze ergeben 
sich aus einem Urteil des Bundesfinanz-
hofs.
BFH, Urt. v. 19.01.2016, XI R 38/12,  
BFH/NV 2016, S. 706, DStR 2016, S. 587

Aufwendungen durch  
Verfallenlassen von  
Aktienoptionen führen zu 
berücksichtigungsfähigen 
Verlusten

Die Kosten für den Erwerb von Aktien
optionsscheinen sind als Verlust bei den 
Einkünften aus Kapitalvermögen berück-
sichtigungsfähig, wenn der Käufer sie bei 
Fälligkeit verfallen lässt. Dies ergibt sich aus 
mehreren Urteilen des Bundesfinanzhofs.
Termingeschäfte sind steuerpf l ichtig. 
Gewinne oder Verluste ergeben sich aus 
dem Differenzausgleich zwischen dem 
als Bezugsgröße bestimmten Geldbetrag  
und den Anschaffungskosten für die  
Optionsscheine. Unerheblich ist, ob das 
Basisgeschäft durchgeführt wird oder 
ob es zum Barausgleich kommt. Unbe-
deutend ist auch, ob der Barausgleich 
vorgenommen wird oder ob der Anteilser
werber das Recht infolge einer ungünsti-
gen Wertentwicklung verfallen lässt. Ent-
scheidend ist allein der Abschluss eines 
Termingeschäfts mit seinem wirtschaft-
lichen Ergebnis.
Mit dieser Entscheidung widerspricht  
der Bundesfinanzhof der vom Bundesmi-
nisterium der Finanzen vertretenen Auf-
fassung.
BFH, Urt. v. 12.01.2016, IX R 48/1,  
BFH/NV 2016, S. 657 IX R 49/14,  
BFH/NV 2016, S. 660 IX R 50/14,  
BFH/NV 2016, S. 662, BMF,  
Schr. v. 18.01.2016,  
IV C 1 S 2252/08/10004:017,  
BStBl 2016 I, S. 85
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Verdeckte Einlage eines 
GmbH-Anteils ist keine 
Schenkung an die GmbH

Veräußert ein Gesellschafter einer GmbH, 
die er mit seinem Ehegatten betreibt, sei-
nen Anteil an der GmbH von mindestens 
einem Prozent mit Zustimmung des Ehe-
gatten deutlich unter Wert an die GmbH 
und handelt es sich dabei um eine ver-
deckte Einlage des Anteils in die GmbH, 
ist das keine Schenkung. Das hat der Bun-
desfinanzhof entschieden.
Die verdeckte Einlage von im Privatver-
mögen gehaltenen GmbH-Anteilen in 
eine GmbH entspricht einem Verkauf. 
Eine verdeckte Einlage ist die Zuwen-
dung eines einlagefähigen Vermögens-
vorteils durch den Anteilseigner oder eine 
ihm nahestehende Person an seine GmbH 
ohne wertadäquate Gegenleistung, die 
ihre Ursache im Gesellschaftsverhältnis 
hat. Die Einlage hat ihre Ursache im Ge-
sellschaftsverhältnis, wenn ein Nichtge-
sellschafter bei Anwendung der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmanns das Ge-
schäft nicht gemacht hätte.
Das Gericht hat nicht darüber entschie-
den, ob die Annahme einer verdeckten 
Einlage nunmehr aufgrund des Bilanzie-
rungsverbots für eigene Anteile ausge-
schlossen ist.
BFH, Urt. v. 20.01.2016, II R 40/14,  
DStR 2016, S. 743
§ 272 Abs. 1b HGB

Abfindungen können auch 
bei Auszahlung in zwei 
Veranlagungszeiträumen 
steuerbegünstigt sein

Abfindungszahlungen wegen Entlassung 
aus einem Dienstverhältnis sind steuer-
pflichtiger Arbeitslohn. Sie können unter 
bestimmten Voraussetzungen mit einem 
begünstigten Steuersatz (sog. Fünftel-
regelung) versteuert werden. Das war 
bisher nur zulässig, wenn die Abfindung 
in einem Veranlagungszeitraum gezahlt 
wurde. Das Bundesministerium der Fi-
nanzen hat jetzt geregelt, dass Zahlun-
gen in unterschiedlichen Veranlagungs-
zeiträumen dann unschädlich sind, wenn 
eine Zahlung nur geringfügig ist. Das ist 
dann der Fall, wenn sie nicht mehr als 
10 % der Hauptzahlung beträgt oder nie
driger als die Steuerersparnis ist, die sich 
aus der begünstigten Versteuerung der 
Hauptzahlung ergibt.
BMF, Schr. v. 04.03.2016,  
IV C 4 S 2290/07/10007:031,  
DStR 2016, S. 610

spielt neben der Ermittlung der ertrag-
steuerlichen Absetzung auch eine Rolle 
für erbschaft- und schenkungsteuerliche 
Zwecke.
BMF, Mitteilung v. 16.02.2016, Arbeitshilfe 
zur Aufteilung eines Gesamtkaufpreises für 
ein bebautes Grundstück (Kaufpreisauftei-
lung), LEXinform 0444111

Berücksichtigung von 
Steuerschulden des Erb­
lassers als Nachlassver­
bindlichkeiten

Die Berücksichtigung von Steuerschulden 
des Erblassers als Nachlassverbindlich-
keiten setzt nicht nur voraus, dass sie im 
Zeitpunkt seines Todes bereits entstan-
den waren. Hinzukommen muss, dass sie 
zu seinem Todeszeitpunkt bereits eine 
wirtschaftliche Belastung darstellten. Es 
kommt nicht darauf an, ob die entstande-
ne Steuer später tatsächlich und in wel-
cher Höhe beim Erben festgesetzt wird. 
Für die Wertermittlung ist der Zeitpunkt 
der Entstehung der Steuer maßgebend.
Unterrichtet erst der Erbe das zuständige 
Finanzamt über Steuerhinterziehungen 
des Verstorbenen, können die danach 
festgesetzten Beträge nicht als Nachlass-
verbindlichkeiten berücksichtigt werden. 
Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs 
handelt es sich um ein nach dem Bewer-
tungsstichtag (Tod des Erblassers) ein-
getretenes Ereignis, das nach dem stich-
tagsbezogenen Bereicherungspr inzip 
keine Berücksichtigung finden kann. Das 
trifft insbesondere auf dem Finanzamt ge-
genüber verschwiegene Einkünfte zu. Es 
ergab sich dann für das Finanzamt nicht 
einmal die theoretische Möglichkeit, die 
auf diesem Sachverhalt beruhenden Steu-
eransprüche in Erfahrung zu bringen.
Dass der die Steuerhinterziehung aufde-
ckende Erbe die Finanzbehörde pflicht-
gemäß informiert, wirkt nicht auf den 
Zeitpunkt der Bereicherung (Todeszeit-
punkt des Erblassers) zurück. Eine be-
rücksichtigungsfähige Ausnahme ergibt 
sich lediglich dann, wenn dem Finanzamt 
aufgrund der zeitnahen Information durch 
den Erben noch eine Rückbeziehung auf 
den Zeitpunkt der Entstehung der Steuer 
möglich ist.
BFH, Urt. v. 28.10.2015, II R 46/13,  
DStR 2016, S. 401

Nicht umsatzsteuerbare 
Geschäftsveräußerung im 
Ganzen bei Grundstücks­
übertragung

Umsätze im Rahmen einer Geschäftsver-
äußerung im Ganzen an einen anderen 
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Verbilligte Parkplatzüber­
lassung an Arbeitnehmer 
ist umsatzsteuerpflichtig

Die Überlassung von Parkplätzen an Ar-
beitnehmer kann entweder entgeltl ich 
oder unentgeltlich erfolgen. Eine verbil-
ligte Parkraumüberlassung ist als entgelt-
liche Leistung anzusehen.
Die entgeltliche Überlassung eines Park-
platzes ist umsatzsteuerpflichtig. Es ist 
für die Beurteilung unerheblich, dass die 
Parkplätze den Arbeitnehmern überwie-
gend aus betrieblichen Gründen überlas-
sen werden.
Im Gegensatz zur Beurteilung entgelt
licher Leistungen hängt die Steuerbar-
keit bei einer unentgeltlichen Leistung 
von anderen Gesichtspunkten ab. Stehen 
unternehmensfremde Aspekte im Vor-
dergrund, ist die Stellplatzüberlassung 
steuerbar. Wird ein Parkplatz im ganz 
überwiegenden betrieblichen Interesse 
zur Verfügung gestellt, ist die Nutzungs-
überlassung nicht umsatzsteuerbar.
BFH, Urt. v. 14.01.2016,  
V R 63/14, BFH/NV 2016, S. 705

Update der BMF-Arbeits­
hilfe zur Kaufpreisauf­
teilung für ein bebautes 
Grundstück

Anfang 2016 wurde ein aktualisiertes 
Tool vom Bundesministerium der Fi-
nanzen (BMF) zur Kaufpreisaufteilung 
veröffentlicht. Die Arbeitshilfe dient der 
Ermittlung der Abschreibungsbemes-
sungsgrundlage bei bebauten Grundstü-
cken. Die neue Version verfügt zusätzlich 
über ein Tabellenblatt zur Berechnung 
eines fiktiven Baujahrs unter Berücksich-
tigung von Modernisierungen, was zu 
teilweisen Erleichterungen führt.
Es handelt sich um ein „Serviceangebot“ 
an die Steuerbürger. Da es sich hierbei 
nicht um eine Verwaltungsanweisung 
handelt, sind die Finanzbeamten daran 
nicht gebunden.
Steuerpflichtige und ihre Berater können 
die Kaufpreisaufteilung abweichend er-
mitteln und somit die Berechnungen des 
Tools widerlegen. Dafür bedarf es einer 
sachverständigen Begründung. „Sach-
verständig begründet“ bedeutet jedoch 
nicht, dass zwingend ein Sachverständi-
gengutachten erforderlich wird.
Für spezielle Immobilien kann sich das 
Tool unter Umständen als nicht geeignet 
erweisen.
In Einzelfällen kann die Beauftragung 
eines Immobiliensachverständigen oder 
die Anwendung bestimmter kommerziell 
vertriebener Tools zur Kaufpreisauftei-
lung ratsam sein. Die Kaufpreisaufteilung 



Unternehmer für dessen Unternehmen 
unterliegen nicht der Umsatzsteuer. Dies 
gilt auch, wenn ein in der Gliederung 
eines Unternehmens gesondert geführ-
ter Betrieb im Ganzen übereignet wird. 
Hierzu gehören auch Grundstücke mit 
Gebäuden, die an einen Erwerber über-
tragen werden, der mit dem Eintritt in 
die bestehenden Mietverhältnisse ein 
Vermietungsunternehmen übernimmt 
und es auch fortführen will. Ist aber der 
bisherige Eigentümer nicht nachhaltig, 
also über einen längeren Zeitraum, als 
Vermieter tätig gewesen, übernimmt der 
Erwerber kein Vermietungsunterneh-
men, so dass es sich nicht um eine Ge-
schäftsveräußerung im Ganzen handelt.
Dass die Frage, ob ein nachhaltig täti-
ges Vermietungsunternehmen vorliegt, 
mitunter schwer zu beantworten ist, er-
gibt sich aus einem vom Bundesfinanz-
hof entschiedenen Fall. Hier hatte der 
Grundstücksverkäufer zwar über 17 Mo-
nate Vermietungsumsätze gehabt, aber 
bereits wenige Monate nach Beginn der 
Vermietung versucht, das Grundstück 
zu veräußern. Während das Finanzamt 
meinte, der Verkäufer habe wegen der 
frühzeitigen Verkaufsabsicht kein nach-
haltiges Vermietungsunternehmen be-
trieben, sah das Gericht das anders. Ihm 
reichte die tatsächliche Vermietung über 
17 Monate als nachhaltige Tätigkeit und 
wertete die Grundstücksveräußerung als 
nicht steuerbaren Umsatz.
BFH, Urt. v. 25.11.2015, V R 66/14,  
BFH/NV 2016, S. 497

Veranstaltung von Golf­
turnieren kann als  
Betriebsausgabe abzugs­
fähig sein

Unangemessene Repräsentat ionsauf-
wendungen sind vom Betriebsausgaben-
abzug ausgeschlossen. Darunter fal len 
Ausgaben zur Unterhaltung einer Jagd 
oder Fischerei, Segel- oder Motorjacht 
und ähnliche Aufwendungen. Nach Mei-
nung der Finanzverwaltung gehören in 
diese Kategorie auch Kosten für die Ver-
anstaltung von Golfturnieren.
Ein Urteil des Bundesfinanzhofs weist in 
eine andere Richtung. Generalisierend 
wird vorangestellt, dass nur solche Auf-
wendungen vom Abzugsverbot betroffen 
sind, die eine unmittelbare Berührung 
zur Lebensführung und wirtschaftlichen 
oder gesel lschaft l ichen Stel lung des 
Empfängerkreises haben. Ein nur mittel-
barer Zusammenhang reicht nicht aus.
Unter Beachtung dieser Grundsätze wur-
de der Abzug von Aufwendungen für 
die Veranstaltung einer Golfturnierreihe 
durch eine Brauerei zugelassen. Sie hat-
te sich im Rahmen von Bierlieferungs
verträgen mit Vereinen und Gastrono-

men dazu verpflichtet, die Turnierreihe 
durchzuführen. Im Gegenzug verpflich-
teten sich die Vereine und gastronomi-
schen Betr iebe, nur Getränke dieser 
Brauerei auszuschenken. Die Organisati-
on und Ausschreibungen für die Turnier-
ausrichtung und die Teilnehmer hatten 
die Vereine übernommen.
In derartigen Fällen ist die Durchfüh-
rung einer Golfturnierreihe als Preisbe-
standteil der Bierlieferungsverträge an-
zusehen. Es entsteht kein unmittelbarer 
sportlicher oder gesellschaftlicher Nut-
zen für Gesellschafter oder Geschäfts-
freunde der Brauerei.
Anders sieht der Bundesfinanzhof den 
Fall, wenn der Unternehmer zusammen 
mit anderen Ausrichtern das Golfturnier 
zur Finanzierung einer Wohltätigkeits-
veranstaltung ausrichtet. Dass es sich 
dabei nicht um eine Veranstaltung im 
betrieblichen Interesse handelt, wird an 
den Rahmenbedingungen deutlich. Die 
Teilnehmer wurden zu einem Sektemp-
fang eingeladen, zahlten kein Startgeld, 
sondern erhielten ein Startgeschenk und 
Platzverpf legung und bekamen anläss-
lich der späteren Siegerehrung noch ein 
festl iches Abendessen mit Abendpro-
gramm geboten. Es wurde lediglich er-
wartet, dass die Teilnehmer später für 
die Wohltätigkeitsveranstaltung großzü-
gig spendeten.
BFH, Urt. v. 14.10.2015, I R 74/13,  
DStR 2016, S. 524, BFH/NV 2016, S. 631
BFH, Urt. v. 16.12.2015, IV R 24/13,  
DStR 2016, S. 521, BFH/NV 2016, S. 652

Zinszahlungen eines ehe­
maligen Gesellschafters 
einer vermögensverwal­
tenden Grundstücksge­
sellschaft sind nachträg­
lich als Werbungskosten 
aus Vermietung und  
Verpachtung abzugsfähig

Zinsaufwendungen sind als nachträg-
l iche Werbungskosten bei den Ver
mietungseinkünften abzugsfähig, wenn 
nach einer steuerfreien Veräußerung der 
Veräußerungserlös nicht ausreicht, um 
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die Verbindl ichkeiten zu decken. Das 
gilt auch für den Gesel lschafter einer 
vermögensverwaltenden Gesel lschaft 
bürgerlichen Rechts in Form eines ge-
schlossenen Immobil ienfonds. Werden 
die Gesel lschafter nach Veräußerung 
des Immobil ienbestands nachträgl ich 
für Verbindlichkeiten des Fonds in An-
spruch genommen und haben sie ent-
sprechende Zinszahlungen zu leisten, 
sind diese ebenfal ls als nachträgliche 
Werbungskosten abzugsfähig.
BFH, Urt. v. 01.12.2015, IX R 42/14,  
BFH/NV 2016, S. 811

Ehrenamt im Umsatz­
steuerrecht

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte in ei-
nem Fall zu entscheiden, ob die Tätigkeit 
eines Vorstands eines Sparkassenver-
bands als ehrenamtliche Tätigkeit von 
der Umsatzsteuer befreit war.
Grundsätzl ich ist eine ehrenamtl iche 
Tätigkeit von der Umsatzsteuer befreit, 
wenn sie für eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts ausgeübt wird oder 
wenn das Entgelt für diese Tätigkeit nur 
in Auslagenersatz und einer angemesse-
nen Entschädigung für Zeitversäumnis 
besteht.
Nach der Rechtsprechung des BFH han-
delt es sich unter anderem dann um 
ehrenamtliche Tätigkeiten, wenn sie in 
einem anderen Gesetz als dem Umsatz-
steuergesetz als solche genannt werden. 
Satzungen juristischer Personen des öf-
fentlichen Rechts beurteilt der BFH vor-
liegend nicht als Gesetz in diesem Sinne.
Im entschiedenen Fal l aus dem Jahr 
2006 wurde die Tätigkeit dennoch als 
umsatzsteuerfrei beurteilt, da der Bun-
desfinanzhof erst in einem Urteil aus 
dem Jahr 2009 seine Rechtsauffassung 
dahingehend geändert hat, dass Auf-
sichtsratstätigkeiten für Volksbanken 
der Umsatzbesteuerung zu unterwerfen 
sind und insofern Vertrauensschutz zu 
gewähren war.
BFH, Urt. v. 17.12.2015, V R 45/14,  
BFH/NV 2016, S. 703
BFH, Urt. v. 20.08.2009, V R 32/08,  
BStBl 2010 II, S. 88


